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Wenn der Richter verwaltet und die Ver-

waltungsbehördeRecht spricht.
Der Schneider mißt mit der Elle und»schneidet

mit der Scheere zu. In einem guten burgerlichen
Haushalt steht derMann dem Gewerbe vor und»dce
Frau besorgt die Wirthschaft In dem Hause eines

grossen Herrn braucht man nicht erst zu fragen, wer

Koch und wer Keller-mästetist; man sieht es daran,
was jeder von Beiden schafft. Und weiter: in einem

wohleingeiichtetenStaat mischt sich keine Behörde in

Dinge, die nicht ihr, sondern einer anderen Behörde
obliegen. Die Richter thun nichts anderes als Recht
sprechen,und ihrerseits thun die Verwaltungsbehörden,
wie Landräthe,Regierungen,Ministerien, nichts Anderes,
als verwalten, das heißtdie bestehendenGesetzenach
Pflicht und Gewissenausführen.

Nun bellteitennvirzwar nicht, daß der preußische
Staat Dis-l beska CINAerichkekist, als wer weißwie viele

andere; und wie wenig Ueber-Haßwir auch an Freiheit
haben, so müssenwir doch aus vollem Herzen lachen,
wenn süddeutscheDemokraten im unnatiikjicheu Bunde
mit den Ulcramontanen und den Freunden Oesterreichs
nicht preußischwerden wollen, weil es sich unter ihrem
Herrn Dalwigk und Varnlühler und Psordten viel

freier lebe als unter dem Ministerium Vismakck Aber
darum haben wir noch ganz uud gar keine Ursache,mit
der inneren Verwaltung des gegenwattigenMinisteriums
zufrieden zu sein, und fast noch weniger fällt es uns

ein, alle Einrichtungen unseres Staates vortrefflich
Oder auch nur erträglichzu fludeni Ja, wir müssen
sagen, daß man auch bei uns oft die Elle gebraucht, wo

man die Scheere, und die Scheere, wo man die Elle

gebrauchensollte-
Jn unserer Staatswirthschaftweiß man oft-

mals nicht, wer Koch und wer Kellermeister ist. Wir
wollen nicht viel davon reden, daß unsere richterlichen
Beamten sichmit mancherleiDingen beschäftigenmüssen,
die gar nicht Gerichts-, sondern Verwaltungssacbensind,
wie die VerwaltungvonPupillengelderwvon Hypotheken-
fachen und dergleichen mehr. Dagegen halten wir es

i wirklich für ein großes und schweresUebel, ja einen
wahren Krebsschaden an unserem Staaisleibe, daß in
den wichtigstenDingen die Verwaltungsbehördenstatt
blos zu verwalten, sich mit dem Rechtiprechenbefassen
daß sie also thun, was in einem wohlgeordnetenStaats:
wesen ganz und gar nicht ihres Amtes sein«sollte. Ja
sie sprechen sogar Recht in eigener Sache; sie sind«
nicht selten Richter, wo sie zugleich Partei sind.

Man denke nur folgendenFall: Der Minister hat
die Ansicht, daß eine Stadt- oder Landgemeindenur

solcheMänner in den Schulvotstandwählendarf, welche
die vorgesetzteRegierung oder der Landralh dazu für
geeignet hält. Oder der Minister hält es begründet,
daß gewisse Gemeindebeamte nicht weniger oder au

nicht mehr Gehalt bekommen, als die Aufsichtsbehörde
für nöthighält.

In seicht-mFalle wird der Minister die Bezirks-
regiernngen oder auch die Landrätheanweisen, daß ie
die betreffendenGesetzegerade so handhaben, wie er sie
selbst auslegt Nun aber halten die Gerneindevrrstände

sichüberzeugt,daß
die Gesetzeganz anders zu verstehen

diud,
als sie von der Aufsichtsbehördegehandhabtwer-

en.

Was thut nun die Gemeinde, die sich drrch
eine Aufsichtsbehördein ihrem Rechte beeinträchtigt
glaubt? Sie kann sichnicht an den Richter wenden,
denn in ihrem Falle hat nicht der Richter das Amt
des Nechtsprechens, sondern die Verwaltungsbe-
hörde selbst. Es bleibt ihr also nichts übrig,als den

Laudrath oder die Beznkoregierungzu bitten, daß sie
doch eine andere Gesetzesauslegungannehmen und ihre
Maßregel zurücknehmenmöchten. Aber Landrath und

Bezitksregierungsind dazu garnicht im Stande, auch
wenn sie es wollten. Sie haben ja nur gethan, wie
und was der Minister ihnen vorgeschriebenhat. Die
Gemeinde wird also abschläglichbeschieden. Aber auch
jetzt kann sie sich nicht an die ordentlichen Gerichte des
Landes wenden. Sie muß vielmehr zu einem· anderen

Verwa’t11ngs·veamten,nämlich zu dem Minister
selbst gehn, und ihn bitten, daß er den streitigenFall
zwischenihr nnd der Aufsichtsbehördeentscheidenmöge.



Aber der Minister ist ja, wie wir schon wissen, gerade
der, der den ganzen Streit veranlaßt hat, denn er selbst
ist ja der Urheber derjenigen Gesetzesauslegung,die er

nach dem Antrage der Gemeinde für unrichtig erklären
soll. Es müßte daher sehr seltsam zugehen, wenn

er in einem solchen Falle irgend einmal gegen seine
eigene frühere Willensmeinung entscheiden, wenn er

sichalso selbst Unrecht geben sollte.
So sieht es aus, wenn die Verwaltungsbehörden

anstatt blos zu verwalten, wie es ihres Amtes ist, sich
auch noch mit dein Rechtsprechen besassen, und·so-
gar mit dem Rechtssprechenin ihrer eigeneuSache.
Wir müssen daher sorgen, daß es auch in dieser Be-

ziehung anders und besser bei uns wird. «Deun das
begreift doch jeder Mensch, daß unzähligeKlagen über
Beamte und Behördenverstunnneu, und viel Unzufrieden-
heit aufhörenwird, wenn in Preußen jede Behörde
nur thun darf, was nach allgemeinen Be-

griffen über die nothwendige Theilung der
Arbeit in einem geordneten Staatsleben in
den Kreis ihrer Thätigkeit gehört, d. h. wenn

der Richter iur Recht spricht und die Verwaltungs-
behördenur verwaltet. Erst dann wird man sagen
könneii,·daszPreußen Ernst damit macht ein wahrer
nnd vollkommener Rechtsstaat zu werden«

Poltttsche Woche-sicherm
Das Abgeordnetenhaus hat am 21. d.Preußen.

Mis. die Vorberathung des StaatshaushaltsgeL
set-les für 1867 im Hause begonnen. Ehe wir zur Dar-

stellung tiser Verhandlungen übergehen,wollen wir noch
einige (-:-tesetzentwiirse erwähnen,welche die Regierung
dem Haus-«vorgelegt hat.

1) Ein Gesetzentwurf, betreffend die Herabsetzung
des Briefportos. Demzufolge soll künftig das Poriosür
sraukirte Briefe bis zu 20 Meilen Entfernung 1 Sgr., dar-
über hiuaus 2 Sgr. betragen. Bei unfrankirten Briefen
tritt bei Entfernungen von mehr als 5 Meilen ein Zuschlag
von 1 Sgr. ein«

«

L) Ein-e Vorlage, über die Einverleibung der von

.Hessen-Darmstadt und Bayern an Preußen abge-
tretenen Gebietstheile Der Gesetz-Entwurf ist ana-

sog dem Gsesz vom 20. September d. J. abgefaßt.
Z) Eine Vorlage, betreffenddie Aenderung der in der

Verfassung festgesetzten Zahl der Mitglieder des

Abgeordnetenhauses Die Einzelnheiten sollen jetzt
noch nicht durch Gesetz festgestellt, sondern die erste Wahl
durch königliche Verordnung angeordnet werden. Das
Motiv dazu ist, daß-man auch in Landestheile7i, deren An-

uectirung biz jetzt noch nicht gesetzlichfeststeht,Wahlen werde

ausschreibenmüssen,und dann auch noch keine genauen Er-

hebnngen über die bei der Wahl maßgebendenStenerver-

hältnisse vor-irgen. —- Die Gesammtzahl der neuen Abge-
ordneten wird- dem ietzt in PreußenherrschendenDurchschnitts-
verhältnlfzorii 1 : 54,000 entsprechend, etwa 78—80 betragen.

Bei dem Beginn der Vorberathung des Budgets
stachen die AbgeordnetenWaldeck und v. Vincke den
- nnsch ans, daß keine General-Debatte statisinde, da

solche General-Diskussion doch stets in die Spezial-Debatte
über einzelne Punkte zutückzugreifenpflege. Da sich gegen
diesen Wunsch Widerspruch erhebt, so beginnt die General-
Debatt». Jn derselben entwickelte der Abg. Twesten die

Nachtheile,welched·sezu niedrigen Ansätze für die Einnah-
men itn Budget mit sich bringen; das Haus wird bei seinen
Berathungen dadurch oft bestimmt, wünschenswertheSteuer-
Reformen nicht sür möglichzuhalten. Von deriin Etat
für die Verbesserung der- age der Elementarlehrcr
ausgeworfenen Summe wünschter, daß bei ihrer Verwen-
dung nicht politische Rücksichtenmaßgebendsein mögen;
er hält auch eine Verbesserung der Gehälter «der
Subaltern-Beamten für dringend

·

nothwendi,
über kurz oder lang wird sich eine solche Nothwendigkeit
auch bei den höherenBeamten zeigen. Dies ist schon im
Hinblick auf die höhereBesolduug der Beamten in den neuen

Provinzen geboten. Eine solche Erhöhung ist mir durchzu-
führen in Verbindung mit einer Verminderung der

Zahl, hierzu ist aber nöthig,daß das Priucip der

Selbstverwaltung möglichst vollständig zur Gel-
tung komme.

-

Er hält eine Verbilligung des ungeändertenMilitairs
Etats ffürnothwendig; man könne ja in spätererZeit doch
auf eine Verringerung der Dienstzeit dringen-

Der Abg. Gr»ootehält den Etat für ganz unvollstän-
dig, derselbeenthalt nur einen Theil der Einnahmen und

Ausgaben, denn der Etat dehnt sich nicht auf die neuen

Länder aus, und eine vollständigeTrennung der Finanzen
der neuen Länder von denen der alten ist nicht möglich,da

doch stets Einnahmen aus jenen Ländern in die preußischen
Kassen fließenwerden. Der Redner erklärt,daß er nichts von

dem ,,moralischen Dank« sehe, welcher nach den Worten des

Ministers des Jnnern bei Berathung des Jndemnitätsgesetzes
die Regierung in andere Bahnen treiben solle, er glaubt, daß
eine Aenderung nur durch eine neue Erhebung des Volkes
zu bewirken sei.

Der Finanzministerv. d. Heydi erklärt in Bezug aus
den Etat für die neuen Provinzen, daß derselbe vorgelegt
werden solle, wenn die Vertreter derselben im Hause Platz
genommen hätten. Nachdem noch der Abg. Michaelis,
welcher wie Twesten eine Verminderung der Zahl der Be-
amten und Vermehrung der Selbstregierung verlangt, und
auf einige wünschenswerlheSteuerresormen aufmerksam
macht, gesprochen,kvlkddie General-Diskussion geschlossen.

Jn der Spezial-Diskussion wird der Zuschuß zur
Rente des Kronfideikominisses ohne Debatte erledigt.

Bei der Berathuug über die öffentlicheSchuld hat der

Abg. Laöker den Antrag auf Vorlegung des Vertra-
es zwischen der Staatsregierung und der Köln-

ZjiindenFVEisenbahngesellschaftgestellt. Die Regie-
rung erklärt, daß sie sich zu solcherVorlegungnicht für ver-

pflichtet halte;aus den Reden des Finanzministers nnd denen
der Vertheidigerder Regierung scheinthervorzugehen, daß Inan
glaube, die Jndemnität beziehe sich auf alle Vorgange
der budgetlosen Verwaltung. Das Haus war In seiner
Mehrheit nicht dieser Ansicht, es sprach slch mit 129 gegen
122 dahin aus, die Regierung aufzufordern den Bei-trag
dem Abgeordnetenhauseschleunigstvorzulegen.

Am 23. d. Mis. setzte das Haus die Vorberathung des
Budgets fort. Es wurde der Etat des Herrenhauses
ohne wesentlicheDebatte erledigt; bei der Besprechung des
Etats des Abgeordnetenhnnses rufen die gestellten
Anträge auf den Bau eines Parlamentshanses eine leb-

hafte Debatte hervor.
» «

Bei der Berathung über den Etat des Ministeriums
der auswärtigen Angelegenheiten giebt zunächstdie

Forderung von 31000 Thlr., als Dispositionsfond für
· allgemeine politische Zwecke« Anlaß zu einer lebhaften

Debatte, indem von Seiten des Abg. v. Hoverbeck die



Strei un die es ·Postens beantra t wurde»Dei-·Ab .

Twefkengführtseaus, daß dieses Gegldhauptsackllldzka die
Erhaltung der ProvinziahKokkespondvenz bestimmt fei;
er meint, man solle durch Bewilligung dieser Summe der

inneren Politik kein Vertrauensvotum gehen, denn lslk der

JndemnitätssErtheilungund dem AmnrstieiErlaßhabe sich
nichts geändert;Maßre erringen, ·Disziplinar-U»iiter-
suchungkn U» kekgs bestehenganz»in gewohnterWeise; so
werde z. B·, seitdem der Hin v.

· KuhlwetterRe ierungspras
sident in Düsseldorfsei, gegen die ,,Rheinischeeitung«ein

Verfahren eingeschlagen, wie man »es sruher nur in der

Provinz Preußen gfwohllt gewesensci.

Graf Schwerin und Graf BethusysHuc sprachen
für die Bewilligung der Summe-, der Abgcodnlete
Jung dagegen meint, nicht nur«seine Pflicht gegen seine
Wahlen sondern auch sein Ehrgefuhl verlange, daß ei· gegen
diese Summe stimme. Abg. Stavenhageii spiichtsur die

Bewilligung, Abg. Leut dagegen; er meint, die Regierung
mag vielleicht das Bedurfniß empfinden, eine Unterstützung
der Presse zu haben, und zu diesemZwecke Geld verlangen,
aber es sei Sache der Kammer, zu prüfen, ob die·Bedürf-
nisse des Landes identischseien mit denen des Ministeriums.
Der Minister des Innern, Graf Eulenburg behauptet, es

sei wirklich eine Wandlung bei der Regierungvorgegangen,
nnd er sei auch bereit, die Gesetze lv liberle Hu·hand«haben,
als es vom konservativen Standpunktans moglich sei. Er
widerlegt im Verlan seiner Rede die Illusion von den »zivei
Seelen« im Ministerium. Durch Grafen Bitmarck ist
das Ministerium ein einheitliches geworden,wie nochselten

ein preußisches;und es ist in der letzten Zeit kein Akt des

Ministeriums geschehenohne die vollste Uebereinftimmung
des anzen Miiiisteriunis. Wenn ein solcherZwiespalt im
Miniterium existirte, wie man annimmt, so könne man nicht
invnatelang zusammensitzen und zusammenwirken. Wenn irgend
ein Zwiespalt in den Grundanschauungenhervortretenwürde,
so würde der betreffendeZwiespalt schnelldurch Ausscheidung
des abweichendenTheiles beseitigtwerden.

«

Ja dem weiteren-Verlauf der Debatte, an welcher sich
noch die AbgeordnetenGraf Eulenburg, Zanders und
v. Blankenburg (sur die Vewilligung),die Abgeordneten
Schulze-Desjgsch Und«L»asker(gegen die Bewilligung) be-

theiligen, erklärt der Minister des Innern noch, daß er, wenn

jemand z. B. in Wahlversammlungenerklärt habe, er werde
nur Abgeordnete wählen, die diesem»Ministerium kein Geld
bewilligen, und derselbe werde zu einem Kommunalamt ge-
wählt, ihn nicht bestätigenwerde. Außerdembekichuet er

das Verfahren gegsn die RheinischespZeitungnichtals zu
hart, sondern es sei, wie er sagt, fruher nur unverantwort-

lich schwach gewesen. Das· Haus«sprachsich mit 146

gegen 123 Stimmen für die Bewilligung der geforderten
Summe aus.

«

Arn 25. d. M. wurden die Berathiingen über den Etat
des Ministeriums der auswärtigenAngelegenheitengepflogen.
Es handelte sich bei der Erhöhungeinzelner Ausgabe-Posten
darum, diese als durch die Vergrößerungdes Staatsgebietes
veranlaßt,verläusig nur iin Extraordinariuni zu bewilligen,
und die desinitiveBewilligungdem Abgeordnetenhausenach
Eintritt der neuen Mitglieder aus den annektirten Provinzen
resp. dem norddeutschen Parlament zu überlassen.

- Ebenso gaben die Forderungen für GesandtschafteuAu-

Iaß zu lebhaftenDebatten; ein Antra von Hoverbek die

einzelnen Gesandschaftsrostenals be onderri Etat-Titel zu
genehmigen,wird mit 157 gegen 102 Stimmen abgelehnt;
es werden alle Positionen im Sinne der Regierungerledigt,
auch die Ausgaben für die Gesandtschaftenbei den nord-

deutscheuHöer, obgleich ein großerTheil der Redner sich
gegen die Nothwendigkeitderselbennach Errichtungdes nord-
deutschen Bandes ausspricht.

Zu dem MilitairsEtat hat der Abg. Vaerst folgen-
den Antrag gestellt:»Statt der tm StaatghauohaltdsEtat
pro s867 im Ordinarium und Extraordinarium geforderten
Betrage von resp. 4·1»,574,348Thlr. und 2,497,13-l Thlr.
sur die Zwecke der MilitärsVerwaltungpro 1867 ein Pauschs
.qUantUm Von 43i525-000 Thlk«zu bewilligenund der Staats-

fesisiemngdie. Vertheilung auf sdie einzelnen Titel zu«über-
a en.

Der Abg. Harkort hat einen Antrag aus Aenderung
in dem Konfularwesen gestellt.

Der Abg. Fr. Duncker hat den Antrag gestellt, beiden
zur Verbesserungder Gehalte der SubalternsBeamken aug-
geselztenGeldern von mehr als einer Million Thalern auch
die Unter-Beamten zu berücksichtigen.

Jrn Olbgeordnetisiihausehat der Finanzministermitgetheilt,
daß die Regierung zur Aufhebung des Salznionopols
entschlossensei; wie es heißt, soll diese Aufhebung schon am

1. April 1867 eintreten und alsdann ein Zoll von 2 Thlr.
pro Zentner erhoben werden.

"

Das Besinden des Grafen Bismarck soll sehr befrie-
digend sein; seine Rückkehrnach Berlin wird in den nächsten
Tagen stattfinden

Die hannoverschenOffiziere sind aufgefordert worden, sich
zu erklären, ob sie bis zum 1. Januar 1867 iii die preu-
ßischeArmee eintreten wollen. Bekanntlich will sie der Er-
königGevrg nicht ihres ihiii geleisteten Eides entbinden.

Neueste Nachrichten.
Aus Paris wird gemeldet, daß die Kaiserin nach Rom

reisen will, um die Versöhnung des Papstes mit dem König
von Italien zii bewirken.

Die Dotationsvorlage.
Die Regierunghat, wie wir schon uiitgetheilt haben, dein

Abgeordneteiihauseeinen Gesetzentwurf vorgelegt, durch wel-

chen dem Könige die Summe von 11J2 MillionenThal-ern
zur Verfügunggestellt werden soll, um damit preußische
Heersührer,welche zu dem glücklichenAnsgangedes Krieges
in hervorragenderWeise beigetragen haben,'zu belohnen.

Niemand wird bestreiten, daß das Volk jenen Männern,
welche auf dem Schlachtfelde ihr Leben eingesetzthaben, um

den Ruhm der preußischenWaffen zu mehren und die Gren-

zen unseres engeren Vaterlandes zu erweitern, hohen Dank

schuldigist, aber die Frage liegt nahe, ob es angesnessenist-
den Männern diesen Dank in klingender Munze aus-

zudrücken,und ob, wenn die Nation ihren Dank Denen

bezeigen will, welche in den Schlachtengesiegt haben, dies
in Form einer Belohnung an die Heerführkrgeschehen
mu«?

BManhat, um die beabsichtigteDotation zu rechtfertigen,
daran erinnert, daß auch nach den glücklichbeendeten Frei-
’heltsktiegenden HeetführetnsolcheDotationcn bewilligt wor-

den ind.

Aberist ein Vergleich mit jener Zeit stichhaltig2tWir
glauben nicht. Jene Männer hatten Jahre lang,
mit persönlicherGefahr und gegen den Willen der

Regierung den Ausstand gegen Napoleon in Deutschland
vorbereitet. Sie hatten theils als Flüchtlinge-
theils aus dein Dienst entlassen Jahre»lang des Rufes
geharrt, der sie an die Spitze des Volkes in Waffen stillte,
ja, Einer von ihnen,York,hatte durchden Abschlußdes Bund-



uisses mit Rußlaiid den Krieg gegen Napoleon auf eigene
Hand eröffnet,ohne zuiückzuschreckenvor dir Kugel, die ihm
als itngehorsain en Soldaten drohte.

Wie liegt dagegen heut·die Sache-? Unsere Heersührer
haben in einein langen Frieden ihre kriegerischenFähigkeiten

tausgebildet, sie haben ein Herr geführt, welches sie unter

den Augen auf Befehl des Königs eiiiererziert haben, und

keiner von ihnen hat durch eine selbstständige Handlung
den Ausbruch des Kriegesherbeigeführt,weil er nach seiner
Ansicht nothwendig war.

Liegt schon iti di-.-sen«Verhältnissenein großerUnterschied
zwischendamals und jetzt, so brauchen wir uns blos unsere
Heerverfassung anzusehen, um in dieser das beste Argument

gegen
jene Dotationzu sindeu. Das preußischeHeer ist

ein Berufsheer, es ist ein Volksheer, uiid jeder ge-
sunde Preuße gehört demselben an. Haben unsere Heer-
führer sich trefflich bewährt,so hat es die Armee nicht min-

der. Sie hat den gleichen Anspruch auf den Dank des

Vaterlandes, und sie hat ihn gan besonders deßhalb,weil

sie fast ausschließlichaus solchen ännern besteht, welche,
herausgerissen aus ihren bürgerlichen Beschäf-
tigungeii, nur auf kurze Zeit die Waffen tragen
zur Vertheidigung des Vaterlandes.

Nuit fällt es uns allerdings nicht ein, zu verlangen, daß
der anzen Armee solcheDotationen gegeben werden sollen;
das ist an sich eine Unmöglichkeit,denn die Armee ist das

Volk und das Volk soll ja auch die Dotationen geben, es

heißt dies also, das Volk solle sich selbst bis-schenken.Aber
etwas anderes soll man thun, um der Armee den Dank der
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2(),000 Gulden baares Silbergeld,
kann Jedermann gewinnen, d«.·rsich liti der

großen Fraitkfurter Geldverloosnug
betheiligt, sowie weitere Haupttieffer von

Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20,000, 15,000,

E12,000, 10,000, 6«000,«5,000 Ic.

Diese voit ceis hohen hiesigen Regierung genehmigte und

der Stadt garaittirte .

Neueste große Prämien-Berloosutig
bietet den Theilnehniern in jeder Beziehung die größten

Vorlheile.

Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen.
Das ganze Cinlagekapiial wird binnen 5 Monaten mittelst
Giwinnzichnngen zuiiitkbemhlt und niiissenplanmäßig bis

dahin sämmtliche 12500 Giwlnne, ll Prämien und 18,400
Fr ilooie von den Interessenten erlangt werden.

Ganze Ortginallofe kosten fl. 6.

Hfllbc » » »- 3«

Vicktcl » » »» 1V2 -» »
—- 26p

(Dieie Origiitallole sind mit dein Staldstegel nerlehen).
Zu dk.. schon am 12. und 13«.Dezember a. c.

begitmettdeii Ztchmlgen w·erden-21eltellungenunter Bei-

fügung des Betrage-o oder argen Poltiiachtiahmesofort pünkt-
lichst anegefütsrtnnd die erforderlichen Plane graiis beigefügt
Nach stattgehabter Ziebung erhält jede-—Theilnehmer die

amtliche Liste und Gewinne baar über-schickt
Jeglicde Auekunst in Betreff dieser großenund inter-

essanten Verloo ungen nsird gerne ertheilt und eine stets
kkelle gute Bedienung zugesichert Man beliebe sich daher
vertrauensvoll baldigst dsrekt zu wenden an

l« steinileclcoksscltlosingek,
Wanst- und dorthin-Geschäft

in Frankfurt am Main.

— oder R.hlr. Z. 13.
I. 22.I I-
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ganzen Nation zu beweisen. Man soll für alle die-
senigen, welche in dem Kriege erwerbsunfähig
geworden sind, Und für die Wittwen und Waisen
der Gefallenen, so wie für diejenigen, deren sou-
siiger Ernährer im Kriege gefallen ist, in aus-

reichender Weise sorgen.
Wir wissen recht gut, daß bei der großenZahl von sol-

chen arbeitsunfähigenSoldaten und von Familien, die ihrer
Ernährer beraubt sind-,dazu wahrscheinlicheine sehr bedeutende
Summe nöthig ist, aber wenn die Regierung eine Anleihe
verlangt hat, weil sie am politischenHort-tout drohende Wol-
ken sieht, so verlangtdas Volk solche Fürsorge für die

Opfer des Krieges,.damit bei einem neuen Kriege der

Muth ttnd die Ausdauer unserer Soldaten nicht getrübt
werde durch den Gedanken, was soll ich anfangen, wenn ich
als Krüppel ,zurückkomnte,oder wovon soll meine Familie
leben, wenn ich todt geschossenwerde?

Es mögen zu solcheiu Zwecke jährlichwohl einige hun-
derttausendThaler nothwendig sein, aber wir glauben, daß
fur solcheZweckeunserem Volke keine Summe zu hochsein
wird: wird sie gern geben, um die Noth seiner tapfern
Vertheidtger zu mildern.

Und wenn man, Angesichts solcher Ausgaben, von dem

Plane der beabsichtigtenDotationen abstehen sollte, wahrlich,
wir sind überzeugt,daß diesenigelndenen die Dotationen zu-
gedacht waren, selbst die Ersten sein werden, eiiizugestehen,
daß dies das schönste Zeichen des Dankes sei, wel-

cheilit
die Nation ihrer Armee und deren Führern

zol .

«

ig-en.
»-DososwoseyVeso-Mkosossesosossæwosexchpwæw I»;.- »Es-es HM

,,Rordstern.« ?
Diese Lebensversicherunas-Geiellschafteröffnetmit Beginn

des nächste-sJahres ihr Geschäft-
Es werden in allen Städten und Kreisen Preußens und

Deutschlards Haupt-Agenten e nannt, welche nnr mit der
Ditektion kostespondiren und berechtigt sind, UttteriAgenteit
anzustellen.

Bewerbungen um diese einträglichenStellungen werden
mit Angabe von Rtferenzen erbeten an

Die Direktion
ln Berlin Chaklottensisaße 9.

W-WW

Sptclwerkc
init 4 bis 48 Stitckett". worunter Prachtwerke mit

Glockenipiel, Tronirneluud Glockenspiel, mitHim-
melsstimtnen, mit Mandolinen, init Erpkesfipn 2c«

Ferner:
«

Spicldofen
mit 2 bis 12 Stücken, worunter welchemit Neressaires,
Cigarientetnrel, Schlvetzerhäuschen, Photogra-
phie- Albums, Stchteibteugcz Eiaart en - Etuis,
Tabacksdosen, Diahtischchem tanzend-.- Puppen,
Alles mit Musik. Stets das Neueste empfiehlt

J. H. Heller in Bettl. Franc-o-

I Tiefe Werte, die mit ihren lieblichen Tönen itsdee

Gemüt-) erheitei—n,tollten iit keinem Salon und an keinem

Kraiikeiibette sehlen. Lager von fertigen Stücken. — Neua-
saturein

T
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